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Kommentar
Elisabeth Zoll
zum Protest gegen das Segnungsverbot

Der Aufruhr in der katholi-
schen Kirche ist breit. Und er
erfasst Priester und Bischöfe.
Mit dem jüngsten Nein der

Glaubenskongregation zur Segnung
homosexueller Partnerschaften hat
Rom auch in den Augen vieler Kleri-
ker eine Linie der Zumutungen über-
schritten. Dass Motorräder und Auto-
bahnabschnitte gesegnet werden dür-
fen, die Partnerschaft zweier Männer
oder Frauen, die sich Liebe und Treue
zusichern, aber nicht, will außer Ul-
tra-Konservativen keiner mehr verste-
hen. Dabei formuliert der Brief aus
Rom nur neu, was seit langem an alter
katholischer Sexuallehre niederge-
schrieben ist. Und daran, so die Glau-
benskongregation, möge sich auf im-
mer und ewig auch nichts ändern.

Das vermutlich von konservativen
Kreisen in Deutschland bestellte
Schreiben muss als Stoppschild ge-
deutet werden für den innerkirchli-

chen Reformprozess. Kleriker und
Laien sollen sich beim Synodalen Weg
ja nicht erdreisten, Beschlüsse zu fas-
sen, die vermeintliche Gewissheiten
der Weltkirche in Frage stellen könn-
ten. Dabei tritt die Theologie nicht
auf der Stelle. Hass und Verunglimp-
fungen, die vor gar nicht so langer
Zeit noch im Namen der Religion ver-
kündet wurden, mussten immer wie-
der von Kirchenverantwortlichen als
Irrweg eingestanden werden. Auch
die Diskriminierung von Homosexu-
ellen und anderen Minderheiten löst
heute zurecht Widerspruch aus.

Gott schuf Männer und Frauen
nach seinem Ebenbild. Von einer Ab-
stufung der Schöpfung in mehr oder
weniger Geliebte liest man in der Bi-
bel nichts. Vielmehr: Gott sah, dass es
gut war. Rom tut das anscheinend
nicht. Ein breiter Aufschrei von Kleri-
kern und Laien kann da eine überfälli-
ge Sehhilfe sein.

Sehhilfe für Rom

DerWiderspruch auf den jüngsten Brief aus dem Vatikan
ist enorm. Auch katholische Bischöfe gehen auf Distanz zu
Rom. Der Vorsitzende der deutschen Bischofskonferenz,
Georg Bätzing, meinte: „ein Dokument, das sich in seiner
Argumentation so eklatant einem Erkenntnisfortschritt
theologischer und humanwissenschaftlicher Art ver-
schließt, wird dazu führen, dass die pastorale Praxis dar-
über hinweggehen wird.“

Im Schreiben der Glaubenskongregation vom 15. März
hatte es geheißen, es sei nicht erlaubt, „Beziehungen oder
selbst stabilen Partnerschaften einen Segen zu erteilen, die
eine sexuelle Praxis außerhalb der Ehe (...) einschließen,
wie dies bei Verbindungen von Personen gleichen Ge-
schlechts der Fall ist“. Segnungen menschlicher Beziehun-
gen seien nur möglich, wenn damit den Plänen Gottes ge-
dient sei. Das Schreiben war von Papst Franziskus unter-
zeichnet worden. kna/eth

STICHWORT SEGNUNGEN

Leitartikel
Igor Steinle
zu möglichen Koalitionen im Bund

S o schnell kann es gehen.
War bisher gerne von
Schwarz-Grün als Zukunft
der Republik die Rede,
leuchten im politischen Ber-
lin nach Unions-Korrupti-

onsskandalen und von der CDU ver-
lorenen Landtagswahlen allerorten
die Ampeln auf. Angesichts rapide
sinkender Beliebtheitswerte der CDU
stellt sich deswegen auch unabhängig
vom Ausgang der Koalitionsverhand-
lungen im Südwesten die Frage: Ist
Grün-Rot-Gelb was für den Bund?

Inhaltlich birgt ein Bündnis aus
Grünen, SPD und FDP einiges an Mo-
dernisierungspotential. In den Ver-
waltungen etwa hat die Pandemie
endgültig den massiven Digitalisie-
rungsstau offenbart. Mit den Libera-
len, die eine effizientere Bürokratie
als Markenkern in sich tragen, könnte
diese föderale Mammutaufgabe vor-
angetrieben werden. Die Grünen
könnten sich ausgiebig der ökologi-
schen Modernisierung widmen, wäh-
rend die SPD sich in einer solchen
Koalition als das soziale Gewissen
profilieren müsste. Mit einer Anhe-
bung von Mindestlohn und Spitzen-
steuersatz bewerben sich die Sozial-
demokraten bereits für diese Rolle.

Manch Konservativer wird da be-
reits nervös. Wo bleibt in Zukunft die
Union, wenn die Wirtschaft von der
FDP, die Umwelt von den Grünen und
das Soziale von der SPD abgedeckt
werden, wird CDU-Chef Laschet zi-
tiert. Die FDP müsse nun Farbe be-
kennen, twittert CSU-General Blume.

Diesen Gefallen werden die Libera-
len ihm wohl nicht tun. So zerstört
Parteichef Lindner die Ampelträume
immer wieder mal, weil ihm Grüne
und Rote zu links daher kommen. Es
dauert in der Regel aber nicht lange,
bis sein General Volker Wissing, einer
der Architekten der geräuschlos
funktionierenden Mainzer Ampel, die
Träumer wieder beflügelt.

Vielen Liberalen ist die letzte Koa-
lition mit der Union, nach der man
aus dem Bundestag flog, traumatisch
in Erinnerung geblieben – genauso
wie der Spott vieler Konservativer
hinterher. Gerne wird auch betont,
dass es die Union war, die die FDP bei
Jamaika am langen Arm hat verdurs-
ten lassen. Die CDU im Bund über-
flüssig zu machen wäre einigen Libe-
ralen da eine süße Rache.

Auch bei den Grünen, die offen mit
der Union flirten, gibt es den ein oder
anderen, der der FDP näher steht als
der CDU. Die grundsätzliche Abnei-
gung, die man ehemals empfand, ist in
weiten Teilen passé – zumal beide

Parteien dasselbe Milieu anziehen. An
SPD-Kanzlerkandidat Scholz würde
eine Ampel sowieso nicht scheitern.
Selbst Linksaußen Kevin Kühnert hält
das Modell für denkbar, wenngleich
die Äußerung wohl eher taktischer
Natur ist. Einfach würden Kompro-
misse vor allem in Steuerfragen nicht
– wenngleich auch nicht unmöglich.

Vielleicht wären allzu viele davon
auch gar nicht nötig. So verweisen vor
allem Liberale gerne auf erfolgreiche
Modelle in Mainz und Düsseldorf, wo
sich Regierungsarbeit nicht auf
kleinste gemeinsame Nenner be-
schränkt, sondern Spielfelder abge-
steckt wurden, auf denen sich Koaliti-
onspartner austoben und profilieren
dürfen. Schließlich funktionieren Am-
peln auch im Verkehr nur dann, wenn
jede Farbe mal strahlen darf.

leitartikel@swp.de

Ampelträume

Berlin. So einen Einbruch hat es
in der Sonntagsfrage bisher kaum
gegeben. Die CDU stürzte um sie-
ben Punkte auf 28 Prozent ab. Im
Interview zeigt der Berliner Po-
litologe Thorsten Faas die Zusam-
menhänge auf.

Die Stimmungsfrage beschreibt ei-
nen deutlichen Absturz für die CDU.
Woran liegt das?
Thorsten Faas: Hier kommt vieles
zusammen, gerade für die Union:
Manche werden sich von der Uni-
on abkehren, weil sie primär eh
immer mehr Kanzlerin Angela
Merkel als die Union unterstützt
haben, andere werden das Ver-
trauen in die Integrität der Partei
und ihrer Politiker verlieren, an-
dere mit ihrem Management der
Pandemie unzufrieden sein. Es
gibt einfach keine guten Nach-
richten zur Union gerade, das
schlägt in voller Härte zu in Um-
fragen und erzeugt Momentum.

Ein Unions-Spitzenpolitiker sprach
neulich vom perfekten Sturm aus
MPK-Chaos, Maskenraffkes, inhaltli-
cher Orientierungslosigkeit und un-
geklärter Kanzlerfrage...
Es bröselt auf allen Ebenen: Pro-
grammatische Akzente gibt es
wenige bis keine seitens der Uni-
on, das Personaltableau setzt dem
wenig entgegen, beim Vertrauen
in die Regierungs- und
Managementfähigkeiten gilt der-
zeit Ähnliches. „Sie kennen mich
(und uns)“ trägt einfach gerade
nicht. Und bei alledem darf man
nicht vergessen – die Werte, die
wir gerade sehen, sind das Niveau

der Union vor der Pandemie. Es
ist also auch eine Rückkehr in die
Vorpandemie-Zeit, auch wenn
man sich gerade kaum an die er-
innern mag.

Kannman aus den Umfragen schon
etwas für den September ablesen
oder wird sich durch die schnellen
Veränderungen der Corona-Lage
noch einiges tun?
Man kann ablesen, dass nichts
selbstverständlich ist. Die Ver-
schiebungen, die wir jüngst erle-
ben, verbieten jedwede definitive
Aussage. Und die sind ja kein Ein-
zelfall – man denke an die Grü-
nen rund um die Europawahl
2019, die SPD rund um Martin

Schulz. Vieles ist in diesen Tagen
möglich, auch kurzfristig.

Lange Zeit hat kaum jemand auf
Olaf Scholz gehört, der seiner SPD
eine gute Regierungschance pro-
gnostiziert hat.
Eine Garantie gibt es natürlich
keinesfalls. Es ist ja derzeit noch
nicht einmal klar, wer da gegen
wen antritt und welches Wettbe-
werbsnarrativ sich daraus ergibt.
Grün gegen Schwarz? Rot gegen
Schwarz? Alle gegen alle?

Erwarten Sie ein Comeback für die
AfD?
Die AfD hat es schwer derzeit,
und auch ihre Bäume wachsen
nicht bedingungslos in den Him-
mel. Aber zugleich ist es der AfD
gelungen, sowohl rund um die
Klimapolitik als auch rund um
Corona sich zu verbreitern und
neue Allianzen einzugehen. Die
Partei wird sicherlich nicht kurz-
fristig verschwinden.

Die Grünen harmonieren im Bund
und bestechen durch inhaltliche und
personelle Auswahl. Müssen die bald
eine Entscheidung treffen?
Das werden sie bald tun – und
hier ist ja auch im Gegensatz zur
Union positive Spannung drin.
Das ist fast schon ein Luxuspro-
blem. Verwunderlich ist eher, wie
akzeptiert bei den Grünen ist,
dass die beiden Vorsitzenden im
berühmt-berüchtigten, ja fast ver-
pönten Hinterzimmer, das allei-
ne ausmachen. Die Partei hat ei-
nen weiten Weg hinter sich.

Guido Bohsem

„Es gibt einfach keine guten
Nachrichten zurUnion gerade“
Umfragen Die CDU ist in der Sonntagsfrage so stark abgestürzt wie
nie zuvor. Der Politikwissenschaftler Thorsten Faas sieht vor allem
den Verlust des Corona-Bonus als Ursache.

Yangon. In Myanmar hat die Mi-
litärgewalt bei landesweiten Pro-
testen mit mehr als 100 Toten ei-
nen vorläufigen Höhepunkt er-
reicht. Die Vereinten Nationen
bezeichneten den Samstag als den
„blutigsten Tag“ seit demMilitär-
putsch vom 1. Februar. Mehr als
114 Menschen wurden am „Tag
der Streitkräfte“ getötet, wie das
Nachrichtenportal „Myanmar
Now“ unter Berufung auf Zahlen
aus 44 Städten berichtete. Auch
„The Irrawaddy“ schrieb am
Sonntag von mehr als 100 Toten,
unter ihnen mehrere Kinder und
Jugendliche im Alter von fünf bis
15 Jahren. „Die Gewalt ist völlig
inakzeptabel undmuss sofort auf-
hören“, hieß es von den Uno. Der
UN-Sondergesandte für Men-
schenrechte in Myanmar warf
dem Militär „Massenmord“ an
der eigenen Bevölkerung vor.

Am offiziellen Gedenktag der
Armee protestiertenMenschen in
weiten Teilen des Landes, wie in
der Handelsmetropole Yangon, in
der nördlichen Region Mandalay
und im südlichen Bago gegen die

Machtübernahme des Militärs.
Dabei sollen Militärangehörige
und Polizisten mit scharfer Mu-
nition und gezielten Kopfschüs-
sen gegen unbewaffnete Zivilis-
ten vorgegangen sein.

Opfer lebendig verbrannt?
Nach Medienberichten soll ein
Zivilist in Mandalay vom Militär
angeschossen und dann lebendig
verbrannt worden sein. „Heute
Morgen sahen wir seinen ver-
brannten Köper“, sagte ein Jour-
nalist der Deutschen Pres-
se-Agentur.

Das Militär hatte Anfang Fe-
bruar gegen die faktische Regie-
rungschefin Aung San Suu Kyi ge-
putscht. Die 75-Jährige sitzt seit-
her im Hausarrest und wird von
der Justiz verschiedener Verge-
hen beschuldigt. Die Demons-
tranten fordern eine Wiederein-
setzung ihrer Regierung.

Die EU sprach in den sozialen
Medien von einem Tag des „Ter-
rors und der Ehrlosigkeit“.
US-Außenminister Antony Blin-
ken prangerte auf Twitter eine

„Schreckensherrschaft“ des Mili-
tärs an. Auch mehrere internati-
onale Militärchefs verurteilten in
einer Erklärung die Gewalt scharf.

Bundesaußenminister Heiko
Maas (SPD) teilte am Sonntag
mit, die Bilder und Nachrichten
aus dem Land seien „zutiefst
schockierend“. Die EU habe deut-
lich gemacht, dass sie das bruta-
le Vorgehen gegen die Bevölke-
rung in Myanmar nicht hinneh-
me, und Sanktionen gegen dieMi-
litärjunta verhängt.

In einer Ansprache in der
Hauptstadt Naypidaw verteidig-
te der Oberbefehlshaber der
Streitkräfte, Min Aung Hlaing, die
Machtübernahme desMilitärs. Er
wolle die Demokratie schützen
und versprach erneut, Wahlen ab-
zuhalten. An der Militär-Parade
nahm auch der russische Vi-
ze-Verteidigungsminister Alexan-
der Fomin teil. Demnach wollen
Russland und Myanmar ihre Be-
ziehungen verstärken. Fomin
nannteMyanmar einen „zuverläs-
sigen Verbündeten und strategi-
schen Partner“. dpa

Uno spricht von „Massenmord“
Myanmar Die Militärjunta schlägt Proteste mit tödlicher Gewalt
nieder. Außenminister Maas kündigt EU-Sanktionen an.

Lernrückstände
Ministerin plant
Nachhilfeprojekt
Berlin. Mit einem bundesweiten
Nachhilfeprogramm im Umfang
von einer Milliarde Euro will Bil-
dungsministerin Anja Karliczek
(CDU) Corona-bedingte Lern-
rückstände ausgleichen. Dazu
solle es am Ende des Schuljahres
Lernstandserhebungen in den
Kernfächern geben. 20 bis 25 Pro-
zent der Schüler hätten vermut-
lich große, „vielleicht sogar dra-
matische“ Lernrückstände. Das
Institut der deutschenWirtschaft
sieht einen Förderbedarf bei rund
1,5 Millionen Schulkindern. dpa

Karikatur: Paolo Calleri

Inhaltlich birgt
ein Bündnis aus

Grünen, SPD und FDP
Potential für
Modernisierung.

Segnungen
Priester begehren
auf gegen Rom
Bonn. Rund 2600 katholische
Priester, Gemeindereferentinnen,
Diakone und Pastoralassistenten
widersprechen demNein aus dem
Vatikan zur Segnung schwuler
und lesbischer Paare. Sie wenden
sich gegen eine Erklärung der Rö-
mischen Glaubenskongregation,
wonach die katholische Kirche
keine Vollmacht habe, gleichge-
schlechtliche Beziehungen zu
segnen, da diese Verbindungen
nicht dem göttlichen Willen ent-
sprächen. kna
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Politikwissenschaftler an der FU
Berlin: Thorsten Faas
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